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Aktenzeichen: 8 AZR 469/88
Bundesarbeitsgericht 8. Senat Urteil vom 7. Februar 1990- 8  AZR 469/88 -
I. Arbeitsgericht Karlsruhe
II. Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg 

(Mannheim)

Urteil vom 7. August 1987- 7 Ca 161/87 -
Urteil vom 20. Juli 1988
- 12 Sa 2/88 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Cntsche i dungsstichwort:
Parteifähigkeit einer gelöschten GmbH, Annahmeverzug

Gesetz: ZPO §§ 50, 51; LöschG §§ 1, 2; BGB § 615; BUrlG § 7 Abs. 4

Leitsätze:
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8 AXR i»69/88; ;

12 Sa 2/88ikäen-Württemberg (Mannheim) M-gfcSli

Verkündet-'am 2 7* Februar 1990
Siegel-, [ .
Reg.-Haüptsekrebärin 
als Orkuhdsbeamter 
der OesdhäftSstjelle

In Sachen

hat der Ächte Senat des Buhdesär b ei ts g e ri e hts a uf g r u nd der 
mündlichen Vehhabdlüng' vom 7. Februar 1990 durch die Vop- 
sJL tzende Richterin Michels-Holl,i d ie Richter Dr. Pe vfer und 
Dr. Wittek sowie die ehrenamtlichen- Richter Dr* Meyer und 
Mache für Recht erkannt:
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I* Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg 
vom 20. Juli 1988 - 12 Sa 2/88 - wird zurück­
gewiesen .

2* Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  ;

Der Kläger war bei der Beklagten seit 1977 als kaufmän­
nischer Angestellter beschäftigt. Mit Schreiben vom 14. Februar 
1986 kündigte die Beklagte das Arbeitsverhältnis zum 30. Juni 
1986. Bis zum 5. Juni 1986 arbeitete der Kläger. Anschließend 
nahm er bis zum 30. Juni 1986 Urlaub. Noch während des Kündi­
gungsrechtsstreits Unterzeichnete der Kläger am 13. Juni 1986 
eine Erklärung, in der er den Erhalt der Arbeitspapiere be­
stätigte und erklärte, daß ihm aus dem Arbeitsverhältnis und 
dessen Beendigung, gleich aus welchem Rechtsgrund, keinerlei An­
sprüche gegen die Beklagte zustünden. Der Kläger obsiegte im 
Kündigungsrechtsstreit. Zum 30. April 1987 beendeten die Parteien 
das Arbeitsverhältnis einvernehmlich.

Mit der am 2. Juni 1987 erhobenen Klage hat der Kläger die 
Beklagte auf Zahlung von Verzugslohn für die Zeit vom 1. Juli 
1986 bis zum 30. April 1987 in Anspruch genommen einschließlich 
vermögenswirksamer Leistungen, des Weihnachtsgelds für 1986 und
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zusätzlicher Urlaubszuschüsse.

3 -

Im einzelnen hat der Kläger die Klageforderung wie folgt 
beziffert:

1 . Gehalt für zehn Monate
2. Vermögenswirksame Leistungen 

(in Vorlage getreten)
3. Weihnachtsgeld 1986
4. Urlaubszuschüsse für 15 Tage 1986
5. Urlaubszuschüsse für 10 Tage 1987

abzüglich 1. Steuer u. Versicherungsbeiträge
2. Bezogenes Arbeitslosen- und 

Unterhaltsgeld

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 
11.284,62 DM nebst 4 % Zinsen hieraus seit 
dem 2. Juni 198? zu zahlen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage durch Urteil vom 7. August 
1987 stattgegeben. Ara 12. Oktober 1987 wurde der Antrag auf 
Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen der Beklagten 
mangels Masse abgewiesen. Am 13. November 1987 wurde die Auf­
lösung der Beklagten im Handelsregister eingetragen. Am 18. De­
zember 198? wurde der Beklagten das Urteil des Arbeitsgerichts 
zugestellt. Ara 30, Dezember 1987 wurde sie wegen Vermögenslosig­
keit im Handelsregister gelöscht.

Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung der Beklagten zu-

35.520,—  DM 
520,-- DM

2,131,20 DM 
1.239,—  DM 
826,—  DM 

40.236,20 DM 
13.111,88 DM 
15.839,70 DM 
1 1.284,62 DM
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rückgewiesen. Mit der zugelassenen Revision verfolgt die Beklagte 
ihren Klageabweisungsantrag weiter.

Die Beklagte vertritt die Auffassung, die Klage sei unzu­
lässig geworden. Mit der Löschung im Handelsregister habe sie 
ihre Partei- und Prozeßfähigkeit verloren. Soweit der Kläger be­
haupte, die Beklagte habe noch Vermögenswerte, müsse darüber Be­
weis erhoben werden.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision der Beklagten hat keinen Erfolg. Der Kläger hat 
in der Revisionsverhandlung die Klage hinsichtlich eines Betrages 
von 1.239,-- DM (Urlaubszuschüsse für 15 Tage 1986) zurückge­
nommen. Der Senat hat somit über die Klageforderung nur noch in 
Höhe von 10.045,62 DM zu befinden. Diesen Betrag haben die Vor­
instanzen dem Kläger zu Recht zugesprochen.

A. Die Revision ist zulässig. Die Eintragungen im Handelsre­
gister über die Auflösung und die Löschung der Beklagten beein­
trächtigen nicht die Zulässigkeit des Rechtsmittels. Die Parteien 
streiten gerade darüber, ob die Beklagte ihre Rechtsfähigkeit und 
damit ihre Partei- und Prozeßfähigkeit gemäß den § § 50, 51 ZPO 
verloren hat. Um diesen Streit auszutragen, muß die Beklagte als 
parteifähig behandelt werden (BAG Urteil vom 22. März 1988 
- 3 AZR 350/86 - AP Nr. 6 zu § 50 ZPO? BGHZ 24, 91, 94; BGHZ 74, 
212 = NJW 1979, 1592; BGH Urteil vom 29. September 1981 - VI ZR 
21/80 - NJW 1982, 238).

5JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 -

B. Die Revision ist unbegründet. Der Kläger hat gegen die Be­
klagte Anspruch auf den Verzugslohn für die Zeit vom 1. Juli 1986 
bis 30. April 198? einschließlich der vermögenswirksamen 
Leistungen und des Weihnachtsgelds für 1986 sowie Anspruch auf 
Urlaubszuschüsse aus dem Jahre 1987.

I. Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht angenommen, die 
Klage sei zulässig. Die Beklagte hat ihre Partei- und Prozeß­
fähigkeit nicht verloren.

1. Die Beklagte ist, nachdem der Antrag auf Eröffnung des Kon­
kursverfahrens mangels Masse abgelehnt worden war, auf Grund des 
§ 1 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 1 Abs. 1 LöschG als aufgelöst in das 
Handelsregister eingetragen worden. Dies führte, wie das Landes­
arbeitsgericht richtig entschieden hat, nicht zum Untergang der 
Gesellschaft und damit zum Verlust der Rechts- und Parteifähig­
keit. Die Auflösung hatte nur die Änderung des Gesellschafts­
zwecks zur Folge. Die Gesellschaft war nun nicht mehr auf wer­
bende Tätigkeit gerichtet, sondern war abzuwickeln. Die Rechts­
und damit Parteifähigkeit einer Gesellschaft bleibt unberührt, 
wenn in das Handelsregister eingetragen wird, sie sei aufgelöst 
i.S. des § 1 Abs. 1 LöschG (BAG Urteil vom 22. März 1988 - 3 AZR 
350/86 - AP Nr. 6 zu § 50 ZPO; BGH Urteil vom 23. Oktober 1980
- IV a ZR 79/80 - WM 1980, U31).

2. Dem Landesarbeitsgericht ist auch darin zu folgen, daß die 
Beklagte durch ihre Löschung im Handelsregister nach § 2 LöschG 
die Parteifähigkeit nicht verloren hat.
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Nach § 2 LöschG kann eine GmbH, die kein Vermögen besitzt, 
von Amts wegen gelöscht werden, ohne daß eine Liquidation statt­
findet. Die Eintragung der Löschung wirkt jedoch nicht rechts­
gestaltend. Denn nach § 2 Abs. 3 LöschG findet die Liquidation 
statt, wenn sich nach der Löschung herausstellt, daß noch Ver­
mögen vorhanden ist. Die Gesellschaft besteht daher fort, wenn 
sich nachträglich Vermögen herausstellt (BGH LM Nr. 1 zu § 74 
GrnbHG).

Der Kläger hat substantiiert unter Beweisantritt behauptet, 
daß die Beklagte noch Vermögenswerte besitzt. Dies genügt für die 
Annahme der passiven Parteifähigkeit der Beklagten. Einer Be­
weiserhebung darüber, ob tatsächlich noch Vermögenswerte der Be­
klagten vorhanden sind, bedarf es nicht (vgl. BGH, aaO).

Damit kann auch die Streitfrage dahingestellt bleiben, ob 
eine GmbH, die während eines Rechtsstreits gelöscht wird, ihre 
passive Parteifähigkeit verliert, wenn feststeht, daß kein ver­
teilbares Vermögen vorhanden ist (so BGHZ 74, 212; BGH Urteil vom 
29. September 1981 - VI ZR 21/80 - aaO; a.A. BAGE 36, 125 = AP 
Nr. 4 zu § 50 ZPO; offen gelassen BAG Urteil vom 22. März 1988 
- 3 AZR 350/86 - aaO).

II. Die Klage ist auch begründet.

1. Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht angenommen, daß der 

Kläger für die Zeit vom 1. Juli 1986 bis zum 30. April 1987 einen 
Anspruch auf die vereinbarte Vergütung einschließlich der ver-
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raögenswirksamen Leistungen und des Weihnachtsgelds für 1986 hat. 
Die Beklagte befand sich im Annahmeverzug (§ 615 BGB).

Das Landesarbeitsgericht hatte rechtskräftig entschieden, 
daß die Kündigung unwirksam war. Das ArbeitsVerhältnis bestand 
somit über den 30. Juni 1986 hinaus bis zum 30. April 1987 fort. 
Die Beklagte geriet mit der Annahme der Dienste ab 1. Juli 1986 
in Verzug, weil sie den Kläger nicht zur Arbeit aufforderte (BAGE 
46, 234 = AP Nr. 34 zu § 615 BGB; BAG Urteil vom 21. März 1985 
- 2 AZR 201/84 - AP Nr. 35 zu § 615 BGB).

2. Im Ergebnis zu Recht hat das Landesarbeitsgericht dem Kläger 
auch den Anspruch auf Urlaubszuschüsse für zehn Urlaubstage aus 
dem Jahre 1987 zugesprochen. Der Anspruch ergibt sich allerdings 
nicht aus § 615 BGB, sondern aus § 7 Abs. 4 BUrIG.

Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses (30. April 1987) 
standen dem Kläger unstreitig zehn Urlaubstage für das Jahr 1987 
zu. Da dieser Urlaub nicht mehr gewährt werden konnte, war er 
nach § 7 Abs. 4 BUrlG abzugelten. Die "Urlaubszuschüsse", die der 
Kläger verlangt, sind wie ein zum Urlaubsentgelt hinzutretendes 
Urlaubsgeld zu behandeln; sie sind also Bestandteil des Urlaubs- 
abgeltungsanspruchs.

3• Den Klageansprüchen steht die Erklärung des Klägers vom 
13• Juni 1986 nicht entgegen.

In dieser bestätigte der Kläger den Empfang der Arbeits-
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papiere und, daß aus dem Arbeitsverhältnis und dessen Beendigung, 
gleich aus welchem Rechtsgrund, keinerlei Ansprüche mehr gegen 
die Beklagte bestehen. Diese Erklärung wurde während des an­
hängigen Kündigungsschutzprozesses abgegeben, auf dessen weitere 
Durchführung unstreitig nicht verzichtet werden sollte. Sie bezog 
sich daher im Zweifel nur auf Ansprüche, die bis zu dem von der 
Beklagten gewünschten Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsver­
hältnisses entstanden. Tatsachen dafür, daß auch Ansprüche erfaßt 
sein sollten, die erst vom Ergebnis des Kündigungsschutzprozesses 
abhingen, hat die Beklagte nicht vorgetragen.

Michels-Holl Dr. Peifer Dr. VJittek
Dr. Meyer Mache
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